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Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen in der KEG, liebe Freunde,  
2026 ist ein Wahljahr. In Bayern steht die Kommunalwahl an. 

Bitte gehen Sie zum Wählen und stärken Sie unsere Demokratie auf Basis unseres 
Grundgesetzes, so dass radikale Kräfte keine Chance haben. DANKE!!! 

Mitbestimmen. Mitgestalten. Mitreden. 
2026 findet auch die Personalratswahl statt. 
Bitte geben Sie der KEG Ihre Stimme und tragen Sie so zur Vielfalt im Personalrat bei. Danke! 
Weitere Infos zu den Personalratswahlen finden Sie hier: https://www.keg-bayern.de/keg-
bayern/struktur/personalraete-1/personalratswahl-2026 

Aber wofür steht die KEG Sonderpädagogik/Förderschulen eigentlich ein? 

WIR FORDERN  

• Rücknahme der Notmaßnahmen zu Teilzeit & Ruhestand - jetzt! 

• Bessere Arbeitsbedingungen = Gesundheitsschutz für Lehrkräfte 

• Signifikante Anhebung der funktionslosen A13 Z-Beförderungsplanstellen im 
Förderschulbereich 

• Klares Bekenntnis zu Demokratie, Vielfalt, Menschlichkeit und Klimaschutz 

• ein Schulsystem, das allen Schüler*innen gerecht wird, sowohl an der 
Förderschule/Förderberufsschule als auch im Rahmen des inklusiven Settings 

• Erhöhung der Aufnahmekapazitäten (v.a. an den Förderzentren mit dem 
Förderschwerpunkt geistige Entwicklung) 

• Genügend Plätze in der Schulvorbereitenden Einrichtung (SVE) 

• Ausbau der Mobilen Sonderpädagogischen Dienste (MSD) und der Mobilen 
Sonderpädagogischen Hilfen (MSH) zur Unterstützung von inklusiven Maßnahmen 
in Kindergarten und Schule 

• Flächendeckender Ausbau des Poolings im Bereich der Schulbegleitung  

• Entbürokratisierung, da geht noch mehr 

• Digitalisierung mit Augenmaß 
• TV-L-Anpassungen zeit- und inhaltsgleich übernehmen 

 

Nun aber viel Spaß beim Lesen eines kunterbunten Potpourris an Themen unserer Zeit, 
die vielleicht auch Sie beschäftigen. 
Danke an Hans Steinbauer und Klaus Welsch, die mich wieder intensiv unterstützt haben. 
Das weiß ich sehr zu schätzen! 
Ich wünsche Ihnen und Ihren Familien eine ruhige vorösterliche Zeit alles Gute!  
 

Ihr  
Thomas Herbst 

Leiter Landesreferat Sonderpädagogik/Förderschulen 
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Das KEG-Landesreferat Sonderpädagogik/Förderschulen 
 

 
 
  

Herbst Thomas e-mail: thomas.herbst@keg-
niederbayern.de 
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Seybold Ulrich e-mail: Seybold.Uli@t-online.de 
  
  
Steinbauer Hans e-mail: HansSteinbauer@t-online.de 
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Protokoll der KEG – Landesreferatssitzung Sonderpädagogik/ 
Förderschulen am 30.10.2025 von 14.00-15.00 Uhr (hybrid) 
Anwesend: Thomas Herbst und Hans Steinbauer (beide in Präsenz an der Papst Benedikt 
Schule)/Uli Seybold und Klaus Welsch (beide online) 
Entschuldigt: Claudia Schwarzmüller und Susanne Kocbek 
 
Begrüßung Thomas Herbst 
 
TOP 1) Aktuelle Berichte  
 

- Uli Seybold:                                                                                                                            

Bericht von der Caritas – Schulleiter – Konferenz: Interessanter Autismus – Vortrag 

(Schüler*innen mit Autismus werden v.a. auch an den FZ – GEs und FZ – KMEs 

immer und signifikant mehr!)/ Weiteres Thema: Pooling Schulbegleitung        

Wie stellt sich die aktuelle Lage in Schwaben dar?                                                            
Die FZ – GE – Schulen bzw. die Schulleiter stehen unter Druck: sie haben bayernweit mit 
9,35 Schüler*innen/GE - Klasse in Bayern den niedrigsten Schnitt (die meisten anderen 
Regierungsbezirke haben einen Schnitt von über 10,0); sie haben deshalb den Auftrag, 
größere Klassen zu bilden  
Es gibt Schulen, welche bis zu 20 (!) Schüler*innen abgelehnt haben → - kurzfristige(r) – 
Umweg/Abfederung über SVE – Zurückstellungen/ keine neue Klassen erlaubt 
(bayernweit) 
 

- Thomas Herbst:  

Guter Start →  relativ gute Lehrerversorgung (aber schlechter und enger gestrickt als 
24/25) → in der Regel gibt es gutes Fachpersonal (oder gutes ungelerntes Personal)                                                                                                                                        
„Pooling“ mit dem Bezirk gestartet (kein Pooling mit Jugendämtern) → eigene 
(Koordinierungs -) Stelle für die Schulbegleitungen an der Schule!    
Weiterhin viele Anfragen von Familien mit ASS-Kindern und viele „Quereinsteiger“                                                                                                  
Mehr Kinder mit chronischen Erkrankungen  
Heuer feiert die Papst Benedikt Schule das 30 – jährige Jubiläum; mit zahlreichen, 
vielfältigen Veranstaltungen.  
 

- Klaus Welsch:                                                                                                                                 

Er hat aktuell vor Ort! investigative Untersuchungen über das Förderschulwesen in 

Spanien durchgeführt☺☺: dies ist größtenteils tatsächlich mit der Struktur des deutschen 

(bayerischen?) Systems identisch; für weitere intensivere Untersuchungen war es einfach 

zu heiß☺ 

 
- Hans Steinbauer:           

Dank seiner steten, unermüdlichen, fleißigen Arbeit haben wir schon wieder zahlreiche 

Artikel für die „Mitteilungen“ zur Verfügung → Herzlichen Dank, lieber Hans! 

 
 
TOP 2) „Sonderpädagogische Mitteilungen  

 
Thomas Herbst plant das Erscheinen der nächsten Ausgabe für Januar/Februar 2026 
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TOP 3) Aktuelle Themen: 
Uli Seybold: Zeiterfassung auch für Lehrer soll ja kommen und die KEG steht dem 
Vorhaben aufgeschlossen gegenüber (In Bälde soll es eine KEG APP zum Erfassen – 
Ausprobieren geben) 
→ Uli und das gesamte Landesrefert sehen die Umsetzung in der Praxis als problematisch 
an. 
 
Thomas Herbst:                                                                                                                                             
Die Personalratswahl 2026 steht an: Es wird schwierig, auf allen Ebenen, 
Kandidaten*innen zu „akquirieren“; 
Im Hauptpersonalrat gab es nach Klaus’ Wissen noch nie einen KEG – 
Förderschulvertreter: die 2 Plätze für diesen Bereich teilen sich immer der BLLV und die 
GEW;                                                                                                                                                            
Für die Grund – und Mittelschulen hat die KEG seit geraumer Zeit (auch nur) einen Sitz 
(zur Zeit Frau Baufeld aus Schwaben); 
 
Ganztages – Anspruch:                                                                                                                                            
Dies ist Förderschulbereich schwierig umzusetzen (ggf. durch die HPT) → evtl. ergibt sich 
dadurch dieMöglichkeit, die HPT wieder attraktiver zu machen…     
                                                                                         
 
TOP 4) „Stadtbild“ – Diskussion (ausgelöst durch eine Bemerkung von Hrn. 
Bundeskanzler Merz) 
Es gibt eine – unserer Meinung nach – sehr gute Stellungnahme des „VDS“ (siehe S. 23)!                                                                                                                                       
Klaus Welsch fragt nach, wo denn eine solche Stellungnahme des KEG – Präsidiums 
bleibt und bedauert und vermisst sehr, dass aus seiner Sicht solche  gesellschafts- und 
„werte“ – politischen Stellungnahmen durch die KEG –zur Zeit zumindest– fehlen.                                  
→ Wann beginnen wohl die Menschen mit Behinderung/ Handicaps, im Stadtbild „negativ 
aufzufallen“!?! 
 
 
TOP 5) Sonstiges 
Thomas Herbst berichtet, dass die KEG Bayern eine Weihnachtsfeier (mit Gottesdienst mit 
Pfr. Schießler) auf dem Adventmarkt in Abensberg anbietet (Anmeldung erforderlich): 
6.12.25 
 
 
TOP 6) Nächstes Treffen: 
Donnerstag, 29. Januar 2026, 14.00 Uhr: Papst Benedikt Schule Straubing bzw. hybrid/ 
online 
 
Herzlichen Dank und liebe Grüße  
 
Für das Protokoll:  Klaus Welsch 
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Bayerns vergessene Kinder 
 
Michael Eibl, Direktor der katholischen Jugendfürsorge der Diözese Regensburg stellt in 
einem „Sozialpolitischen Impuls“ die Frage nach den vergessenen Kindern in Bayern. 
Dabei geht es um „alarmierende“ Schlagzeilen: Wir lesen von immer mehr Kindern mit 
psychischen Problemen, von Kindern, die schon in frühester Kindheit Missbrauch erfahren 
oder vernachlässigt werden.“ 
 
 „Wir müssen“, so schreibt Eibl weiter, uns eingestehen, dass wir diese Aufgabe nicht 
schaffen: Allen Kindern und Jugendlichen Schutz und Sicherheit und ein Aufwachsen mit 
guten Entwicklungsperspektiven zu geben. Zu viele junge Menschen bleiben mit ihren 
Problemen und Krisen unbemerkt, allein gelassen und nicht unterstützt.“ 
Dabei tragen wir Verantwortung für das Wohl unserer Kinder, nach der UN-
Kinderrechtskonvention und dem Bayerischen Gesamtkonzept zum Kinderschutz, ja 
schließlich nach der Bayerischen Verfassung. Angeführt werden die Kostensteigerungen 
in der Jugendhilfe und der Eingliederungshilfe. Das ist verantwortungslos und wird den 
betroffenen Menschen nicht gerecht. Deren erfahrenes Leid und Diskriminierungen 
werden nicht anerkannt. 
Die Verantwortung für das Kinderwohl darf kein Kostenfaktor sein!  
 
Direktor Eibl sagt dazu: „Mit Verwunderung stellt man fest, dass immer mehr Kinder 
extreme Verhaltensweisen zeigen. „Systemsprenger“ werden sie häufig genannt. Doch 
diese Kinder sprengen nicht das System, sondern das System überfordert Familien. 
Missbrauchstäter haben die Seelen dieser Kinder „gesprengt“. Mitarbeiter, die sich um 
diese Kinder sorgen, gehen bis an die Grenze ihrer Belastbarkeit, häufig darüber hinaus. 
Kinder zu betreuen, die sich selbst, andere Kinder und auch Fachkräfte massiv verletzen, 
ist extrem fordernd. Pädagogische Träume sehen anders aus als das Aushalten von 
Kindern und pädagogische Interventionen im richtigen Moment. Händeringend wird nach 
Einrichtungen für diese Kinder gesucht, aber letztlich betrifft es unsere Fachkräfte, die sich 
dieser Aufgabe stellen“ 
 
300 Kinder mit einer geistigen Behinderung können nicht versorgt werden. Viele Kinder 
sind zu Hause, weil die personellen und räumlichen Ressourcen fehlen, um sie zu 
unterrichten. Den Verantwortlichen für die Bildungspolitik muss es auch zu denken geben, 
dass wir immer mehr individuelle Schulbegleitungen benötigen, um Kinder überhaupt 
unterrichten zu können. 
 
Direktor M. Eibl fasst zusammen: „Es braucht die direkten Vorbilder, Eltern, die Familie, 
Fachkräfte in Kindergarten, Schule, Einrichtungen – das berühmte Dorf – zur Erziehung 
eines Kindes. Soziale Medien spielen zur rechten Zeit und in angemessenem Umfang 
eine Rolle. Eltern, Pädagoginnen und Pädagogen sind gefordert, hier zu begleiten und zu 
regulieren. Gut informiert zu sein, sensibilisiert dafür, Fakenews von Fakten und 
Manipulation von Information unterscheiden zu können. Das ist notwendig, um in einer 
modernen Gesellschaft zu bestehen, um primitive Strategien von Rechtsextremen zu 
durchschauen, um sich für Demokratie einzusetzen und um später die eigenen Kinder 
erziehen zu können – mit Herz und Empathie!“ 
 
 
Leistungsberechtigte werden durch die Nutzung von Synergien und das Vermeiden von 
Leerlaufzeiten in ihren behinderungsbedingten Bedarfen effizienter unterstützt. 
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Einstellungsaussichten an bayerischen Schulen nach der 
Lehramtsausbildung – Förderschulen 
 
Das Bayerische Staatsministerium für Unterricht und Kultus hat in einem Schreiben vom 
August 2025 eine entsprechende Übersicht zu den Einstellungsaussichten aller Lehrämter 
dargestellt. Darunter auch die Aussichten für den Bereich Förderschulen. 
Dabei fällt auf, dass die Förderschulen auf jeden Fall bis zum Jahre 2035 Bedarf an 
„neuen“ Lehrern haben. Damit wird die Bekanntmachung von 2024, dass nach wenigen 
Jahren der Bedarf an Förderschulen gedeckt sei, korrigiert. Die diesjährige 
Bedarfsanalyse bezeichnet die Einstellungssituation von 2025 bis 2035 als sehr gut mit 
Volleinstellung im gesamten Prognosezeitraum. 
 
Unter Berücksichtigung der aktuell verfügbaren Ausgangsdaten und auf Basis der für die 
Vorausberechnung unterstellten Annahmen ergeben sich für die künftige 
Einstellungssituation an der Förderschule die folgenden Prognosewerte: 
 
 

      

  

                                  Angebot an 
Lehrkräften   

Jahr 

Bedarf an 
Lehrkräften 
(unbefristet) insgesamt 

davon 
Neuangebot 

davon 
weiteres 
Angebot 

Festeinstellungen 
nach Angebot 

2025 560 470 360 110 470 

2026 450 460 390 70 460 

2027 510 490 420 70 490 

2028 510 490 420 70 490 

2029 460 460 390 70 460 

2030 480 440 370 70 440 

2031 440 410 340 70 410 

2032 400 370 300 70 370 

2033 320 320 250 70 320 

2034 270 320 250 70 320 

2035 300 350 280 70 350 
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Von: Adolph, Katrin <katrin.adolph@caritas.de> 
Gesendet: Mittwoch, 12. November 2025 14:00 
An: CBP <CBP@caritas.de> 
Betreff: CBP-Info: Aktuelle AfD-Anfrage hinsichtlich der Finanzierung von gemeinnützigen 
Vereinen und Verbänden 
  
An 
CBP-Mitgliedseinrichtungen und -dienste 
CBP-Vorstands- und Gremienmitglieder 
DiCV-Referent:innen der Behindertenhilfe und Psychiatrie 
CBP-Angehörigenbeirat 
DCV-Fachreferent:innen 

________________________________________________________________________ 
  

CBP-Info: Aktuelle AfD-Anfrage hinsichtlich der Finanzierung von gemeinnützigen 
Vereinen und Verbänden 
  
Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Mitglieder, 
  
aufgrund der aktuellen AfD-Anfrage im Deutschen Bundestag möchten wir Sie heute wie 
folgt informieren: 
  

1. Gegenstand der aktuellen AfD-Anfrage: Prüfung der Finanzierung von 
sozialen Organisationen 
Am 5. November 2025 hat die AfD eine Anfrage hinsichtlich der Finanzierung von 
Vereinen und Verbänden im Deutschen Bundestag gestellt (vgl. BT-Drucksache 
21/2583 in der Anlage). Ziel der Anfrage ist, die Förderung von sozialen und 
zivilgesellschaftlichen Organisationen durch die Bundesregierung zu prüfen. 
Gefordert wird: 
 
-  die Offenlegung der finanziellen Förderung der ausgewählten Organisationen im 
sozialen Bereich für die Jahre 2026 und 2027 
-  die Erfassung „der institutionellen Einbindung in Entscheidungsprozesse der 
Bundesregierung“ durch diese Organisationen 
- die Identifizierung von „möglichen strukturellen oder politischen Verflechtungen 
und intransparenten Absprachen“ zwischen Bundesregierung und Organisationen 
 
Die AfD stellt in Frage, ob bei der Förderung „ausreichende Transparenz, Kontrolle 
und politische Neutralität gewährleistet sind“ und „inwieweit Organisationen sowohl 
aus Bundes- als auch aus EU-Mitteln Zuwendungen für dieselben Projekte erhalten 
(Doppelfinanzierung). Ferner wird vermutet, dass „gegebenenfalls intransparente 
Nebenabsprachen oder Vertraulichkeitsvereinbarungen bestehen, die eine 
politische Einflussnahme über den offiziellen Förderrahmen hinaus ermöglichen …“ 
Die AfD stellt 26 Fragen. Unter anderem wird die Finanzierung aus Bundesmitteln 
nachfolgender Vereine explizit angefragt: 
 
- Deutscher Caritasverband 
- Caritas International 
- Caritasverbände … 
 
Es werden „Auflagen oder Nebenbestimmungen im Hinblick auf politische 
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Neutralität, Zweckbindung …“ gefordert oder man stellt „… 
Transparenzanforderungen“. Die Zielrichtung der Anfrage ist klar erkennbar. Die 
AfD hatte bereits 2024 die Einschränkung der Bundeshaushaltsordnung 
vorgeschlagen. Ähnliche Anfragen erfolgten auch in den einzelnen Bundesländern 
im Rahmen der Erstellung der Landeshaushaltsordnungen. Aus diesem Grunde 
wird empfohlen, sich auf Landesebene und beim DiCV entsprechend auf solche 
Anfragen vorzubereiten. 

  
2. Zielrichtung der AfD: Einschränkung der Zivilgesellschaft durch die 

Veränderung der Bundeshaushaltsordnung 
Die aktuelle Anfrage ist keine Einzelanfrage, sondern Teil der systematischen und 
politischen Kampagne der AfD gegen soziale Organisationen und die 
Zivilgesellschaft. Die AfD will die staatliche Finanzierung von 
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) und damit die Existenz sozialer 
Organisationen einschränken. Im Gesetzentwurf vom 24.06.2025 (BT-Drucksache 
21/577) hatte die AfD vorgeschlagen, in die Bundeshaushaltordnung eine neue 
Regelung einzuführen. Jede Organisation, die „für oder gegen eine politische Partei 
auftritt“ als eine sogenannte „Vorfeldorganisation einer Partei“ einzuordnen und von 
staatlichen Zuwendungen auszuschließen. Solche pauschalen Regelungen würden 
praktisch zum Verbot von politischen Äußerungen von zivilgesellschaftlichen und 
sozialen Organisationen und Trägern führen. Die Liste aller 
Nichtregierungsorganisationen, die Zuwendungen auf der Bundesebene erhalten, 
wurde bereits auf der Website der AfD mit der BT-Drucksache 20/1052 (wieder) 
veröffentlicht. DIP - Finanzierung von Nichtregierungsorganisationen (Nachfrage zu 
den Antworten der Bundesregierung auf die Kleinen Anfragen auf 
Bundestagsdrucksachen 20/7884 und 20/8838) 
 
Die partnerschaftliche Zusammenarbeit zwischen dem Staat und sozialen 
Organisationen ist die Grundlage für die freie und unabhängige Zivilgesellschaft. 
Durch soziale Organisationen wird sichergestellt, dass der Zusammenhalt der 
Gesellschaft und die Solidarität der Menschen respektiert und gestärkt werden. 
Alle, die heute diese grundsätzliche Ausrichtung durch die Instrumentalisierung des 
Begriffes der „politischen Neutralität“ in Frage stellen, wollen letztendlich, dass der 
Staat durch die öffentliche Verwaltung mehr Kontrolle über die Zivilgesellschaft 
gewinnt und das Engagement der sozialen Organisationen einschränkt. 

  
3. Rechtliche Schranken des politischen Engagements von gemeinnützigen 

Organisationen 
Für das Engagement der Verbände ist die Beachtung der Grundsätze der 
politischen Neutralität heute besonders wichtig. Nunmehr informieren wir Sie über 
die Rechtsprechung zu politischen Engagements von Trägern, Vereinen und 
Verbänden, insbesondere in der Verbindung mit dem Gemeinnützigkeitsrecht. Das 
Recht auf private Meinungsfreiheit bleibt davon unberührt. 
 
a) Politisches Engagement ist grundsätzlich nicht gemeinnützig 

Gemeinnützige Vereine und Träger dürfen sich öffentlich politisch nur dann 
äußern und damit die öffentliche Meinung beeinflussen, wenn sie ihre 
Satzungszwecke verfolgen und bestimmte Regeln beachten. Die 
Nichtbeachtung dieser Regeln kann zur Aberkennung der Gemeinnützigkeit 
führen. Das politische Engagement von Vereinen ist grundsätzlich 
steuerrechtlich nicht gemeinnützig. Diese Feststellung hat der Bundesfinanzhof 
in München in den Jahren 2019 und 2020 im Zusammenhang der Aberkennung 

 
 

- 20 - 

https://dip.bundestag.de/vorgang/finanzierung-von-nichtregierungsorganisationen-nachfrage-zu-den-antworten-der-bundesregierung-auf/308809?f.deskriptor=Nichtregierungsorganisation&rows=25&pos=6&ctx=d
https://dip.bundestag.de/vorgang/finanzierung-von-nichtregierungsorganisationen-nachfrage-zu-den-antworten-der-bundesregierung-auf/308809?f.deskriptor=Nichtregierungsorganisation&rows=25&pos=6&ctx=d
https://dip.bundestag.de/vorgang/finanzierung-von-nichtregierungsorganisationen-nachfrage-zu-den-antworten-der-bundesregierung-auf/308809?f.deskriptor=Nichtregierungsorganisation&rows=25&pos=6&ctx=d


 

der Gemeinnützigkeit von „attac“ getroffen. 
 
Das Verbot einer isolierten politischen Betätigung von Vereinen gilt bis heute 
und der Bundesfinanzhof hat im Jahr 2020 wie folgt entschieden: „Der 
steuerbegünstigten Körperschaft ist – nach einer durch das BFH-Urteil v. 
29.8.1984 – I R 203/81 begründeten und seit Jahrzehnten fortgeführten 
Rechtsprechung – eine eigenständige Befassung mit Fragen der politischen 
Willensbildung verwehrt. Die Körperschaft darf mit ihrer tatsächlichen 
Geschäftsführung weder ausschließlich noch überwiegend einen politischen 
Zweck verfolgen.“ (Bundesfinanzhof Beschluss vom 10. Dezember 2020 AZ: V 
R 14/20) Politische Betätigung ist kein von § 52 Abgabenordnung anerkannter 
Zweck und ist allein den Parteien vorbehalten. 

  
b) Verfolgung der Satzungszwecke durch politische Betätigung 

Vereine dürfen politisch aktiv sein, wenn dieses politische Engagement der 
Verfolgung ihrer eigenen steuerbegünstigten Zwecke dient. 
 
Der Bundesfinanzhof stellte bereits im Jahr 2020 wie folgt fest: 
„Die Einflussnahme auf die politische Willensbildung und die Gestaltung der 
öffentlichen Meinung ist kein eigenständiger gemeinnütziger Zweck iSv § 52 
AO. Daher darf sich eine gemeinnützige Körperschaft in dieser Weise nur 
betätigen, wenn dies der Verfolgung eines der in § 52 Abs. 2 AO ausdrücklich 
genannten Zwecke dient.“ 
(Bundesfinanzhof Beschluss vom 10. Dezember 2020 AZ: V R 14/20) 
 
Ergebnis: Verbände, die sich für die Interessen bestimmter Zielgruppen 
einsetzen wie z.B. Menschen mit Behinderung, dürfen sich für Rechte und 
Belange von Menschen mit Behinderung politisch einbringen. 
 
Weitere Kriterien für das politischen Engagement von Vereinen sind wie folgt: 
 
- ergänzende politische Betätigung 
Die politische Betätigung der Vereine darf eine dienende und ergänzende 
Funktion gegenüber der unmittelbaren Förderung des steuerbegünstigten 
Zwecks haben. Die politische Einmischung in die Tagespolitik darf nicht im 
Mittelpunkt der Tätigkeit des Vereins stehen, sondern muss der Vermittlung der 
Satzungsziele dienen.   
 
- parteipolitisch neutrale Betätigung 
In diesem Rahmen der politischen Betätigung muss sich der Verein zudem 
„parteipolitisch neutral“ verhalten, so der Bundesfinanzhof im Urteil vom 10. 
Januar 2019, V R 60/17. 

  
c) Gelegentliche politische Betätigung zulässig 

Ein Verein darf auch außerhalb der Satzungszwecke sich 
politisch gelegentlich äußern; allerdings dürfen die finanziellen Mittel nur für die 
Satzungszwecke verwendet werden. 

  
Für Ihre Fragen und Informationen stehen wir gerne zur Verfügung. 
  
Heute wird das Lukasevangelium, Kapitel 17, Verse 11 - 19 in allen katholischen Kirchen 
gelesen. Hier wird erzählt, dass Jesus 10 Menschen heilte. Aber nur einer, ein Samariter 
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kommt zu Jesus und bedankt sich bei ihm. In diesem Kapitel geht es um die Dankbarkeit - 
damals und heute. 
 
Eine ähnliche Geschichte aus Afrika erzählt, wie das Leben durch die Welt zieht und viele 
Menschen heilt. Es heilt eine blinde Person und eine mit Körperbehinderung, auch einen 
gehörlosen Menschen. Nach sieben Jahren kehrt das Leben zu den geheilten Menschen 
zurück. Es erscheint in Gestalt eines Blinden, eines Menschen mit Körperbehinderung und 
eines Gehörlosen. Die ersten beiden Leute wenden sich ab; sie sagen: „Geh weg du 
Krüppel, geh weg und steck mich nicht an.“ Nur der Mensch, der vordem nicht hören 
konnte, erinnert sich an seine Behinderung. Er nimmt das Leben auf und bleibt geheilt … 
 
Dankbarkeit ist die Erinnerung und das Gedächtnis des Herzens, so ein chinesisches 
Sprichwort. 
 
Wir sind dankbar, dass Sie bei uns Mitglied sind! 
Danke und liebe Grüße aus Berlin 
 
Janina Bessenich 
Geschäftsführerin/Justiziarin 
 
Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie e.V. (CBP) 
Reinhardtstr. 13 
10117 Berlin 
Tel:  030 284447 821 
Fax: 030 284447 828 
E-Mail: janina.bessenich@caritas.de 
www.cbp.caritas.de 
 
Folgen Sie uns gern auch über 
  
Der Bundesverband Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie e.V. (CBP) ist ein 
anerkannter Fachverband im Deutschen Caritasverband. Mehr als 1100 
Mitgliedseinrichtungen begleiten mit ca. 95.000 Mitarbeitenden rund 200.000 Menschen 
mit Behinderungen oder psychischen Erkrankungen und unterstützen ihre 
selbstbestimmte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft.  
Aktuelle Informationen erhalten Sie über  www.cbp.caritas.de 
 Werden Sie Mitglied des CBP … 
 
  

 
 

- 22 - 

mailto:janina.bessenich@caritas.de
http://www.cbp.caritas.de/
http://www.cbp.caritas.de/
https://www.cbp.caritas.de/der-verband/gremien-und-organe/mitglieder/mitglieder


 

 Pressemitteilung 

 
 

Statement des Verband Sonderpädagogik e.V. zur Stadtbild-Äußerung 
von Bundeskanzler Merz am 15. Oktober 2025 
  
Friedrich Merz hat sich am 15. Oktober 2025 in Potsdam und in Pressekonferenzen zu 
Migration und dem Erscheinungsbild in unseren Städten geäußert. Auf eine Frage zum 
Erstarken der AfD erklärte er, dass es trotz Fortschritten in der Migrationspolitik immer 
noch „im Stadtbild dieses Problem“ gebe. 
Wir als Verband Sonderpädagogik e.V. haben ein anderes Verständnis von 
Gesellschaft. Wir sehen keine „Stadtbilder“. Wir sehen Menschen, die in unserem Land 
zusammenleben. 
Unser Verband steht für Inklusion, Teilhabe und Bildungsgerechtigkeit. 
Wir stehen für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene sowie deren Familien, die in 
ihrer Vielfalt unsere Schulen – und damit auch unsere Städte – prägen. 
Wir stehen für Lehrinnen und Lehrer, Sonderpädagoginnen und Sonderpädagogen sowie 
Fachkräfte, die täglich dafür arbeiten, dass jeder Mensch gesehen, gefördert und 
respektiert wird. 
Wir stehen für Eltern, die sich trotz aller Hürden für ihre Kinder einsetzen. 
Und wir stehen für eine Demokratie, die auf Vielfalt, Respekt und Chancengleichheit baut 
– nicht auf Ressentiments und Ausgrenzung. 
Wenn sich jemand am Stadtbild stört, müssen wir über Realität sprechen: über 
Schülerinnen und Schüler, die in schlecht ausgestatteten Schulen lernen, über Lehrkräfte, 
die jeden Tag Ungleichheit ausgleichen, und über Menschen, die gleich doppelt 
ausgeschlossen werden – durch Migrationserfahrungen und durch 
Teilhabeeinschränkungen. 
Denn was uns wirklich stört, sind die Zustände, unter denen Bildung und Teilhabe derzeit 
stattfinden: marode Schulgebäude, fehlende Barrierefreiheit, Unterrichtsausfall, 
Fachkräftemangel, soziale Ungleichheit und Armut. Das sind die realen Probleme in 
unseren Städten – nicht die Menschen, die in ihnen leben. 
  
Und wir fragen uns: 
Was kommt als Nächstes? 
 
Sind es dann Menschen mit Behinderungen, die im Stadtbild stören? Kinder und 
Jugendliche mit Unterstützungsbedarf, die nicht ins Bild passen? 
Solche Vorstellungen widersprechen unserem Verständnis von Demokratie, 
Wertschätzung und Menschlichkeit und entsprechen nicht unserem Grundgesetz, das sehr 
klar ist. Die Würde des Menschen ist unantastbar und niemand darf wegen seiner 
Hautfarbe, Herkunft, Religion, sexuellen Orientierung, Behinderung oder aus sonstigen 
Gründen benachteiligt werden. 
Wir erwarten von den politisch Verantwortlichen, dass sie nicht spalten, sondern einen. 
Dass sie hinschauen, zuhören und endlich angemessen in Bildung investieren. Denn wer 
Bildung stärkt, stärkt unsere Demokratie. 
Und wer über „das Stadtbild“ spricht, sollte sich darüber klar sein, dass Städte durch 
Menschen lebendig werden – durch ihre Unterschiede, ihre Geschichten und ihre Stärken. 
  
Wir als Verband Sonderpädagogik e.V. sagen klar: 
Wir haben kein Problem mit Vielfalt. 
Wir haben ein Problem mit Diskriminierung, mit Ausgrenzung und mit einer Rhetorik, die 
Menschen zu Problemen erklärt. 

 
 

- 23 - 



 

Herr Bundeskanzler, stärken Sie unsere Demokratie, indem Sie immer wieder deutlich 
machen, dass alle Menschen dazugehören. 
  
   

 
V.i.S.d.P.: 
Stefanie Höfer 
Mail: stefanie.hoefer@verband-sonderpaedagogik.de 
Mobil: +49 176 32880 961 
Verband Sonderpädagogik e.V. 
Hans-Sachs-Weg 18 
97082Würzburg 
Web: https://www.verband-sonderpaedagogik.de 
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Pressemitteilung 

 
Chemnitz, 22. November 2025 

Chemnitzer Deklaration 

Vom 20. bis 22. November 2025 fand in Chemnitz die 52. Bundeshauptversammlung des 
Verbands Sonderpädagogik e.V. statt. Das Tagungsmotto „Vielfalt –Teilhabe –
Demokratie“ regte zu einem intensiven Austausch an und initiierte einen Diskurs mit 
unmittelbarem Bezug zu den aktuell besorgniserregenden gesellschaftlichen 
Entwicklungen. Wie schon aus der Regensburger Erklärung aus dem Jahr 2023 hervor 
geht, benötigt unser Land eine gefestigte und wehrhafte Demokratie, die sich ihren 
Gegnern und Zweiflern entschlossen entgegensetzt. Wir stehen nach wie vor geeint hinter 
dieser Erklärung und erneuern und stärken diese Gedanken mit der „Chemnitzer 
Deklaration“. 
Der Verband Sonderpädagogik beteiligt sich aktiv am weiteren Ausbau einer inklusiven 
Gesellschaft und stellt sich solidarisch an die Seite aller gleichgesinnten Menschen, 
Verbände und Institutionen in unserem Land, die Rechtspopulismus und 
Demokratieabbau entgegentreten. 
Demokratie braucht Engagement, Haltung, Teilhabe und gemeinsames Handeln. 
Eine demokratische Gesellschaft kann nur dann bestehen, wenn alle Menschen – 
unabhängig von Herkunft, Geschlecht, Sprache, Behinderung, sozialem Status oder 
religiöser Zugehörigkeit – gleichberechtigt an ihr teilhaben können. Inklusive Bildung ist 
dafür das Fundament. Sie schafft die Voraussetzungen, da mit Menschen frühzeitig 
erfahren, dass Unterschiedlichkeit keinen Nachteil, sondern Stärke bedeutet. 
Demokratie braucht Schulen, die Vielfalt leben. 
Bildungseinrichtungen müssen Orte sein, an denen Vielfalt sichtbar und erfahrbar sowie 
wertgeschätzt wird. Dazu gehören barrierefreie Lernumgebungen, multiprofessionelle 
Teams, individualisierte Lernangebote und eine Kultur der gegenseitigen Unterstützung. 
Pädagoginnen und Pädagogen benötigen hier für Zeit, Ressourcen, fachliche Begleitung 
und gesellschaftliche Rückendeckung. Nur so kann eine inklusive Schulkultur entstehen, 
die niemanden ausschließt und allen Kindern und Jugendlichen eine Stimme gibt. 
Demokratie braucht verlässliche politische Entscheidungen. 
Politik ist aufgefordert, inklusive Bildung nicht länger als Wahloption, sondern als 
verbindliche gesamtgesellschaftliche Aufgabe zu begreifen. Es braucht eine dauerhafte, 
verlässliche Finanzierung, strukturelle Absicherung und klare Zuständigkeiten. Inklusion 
darf nicht vom Engagement Einzelner abhängen, sondern muss systemisch verankert 
werden. Sie bedarf beherzter Verwaltungsentscheidungen aller. 
Demokratie braucht Haltung. 
In einer Zeit, in der populistische und ausgrenzende Stimmen lauter werden, ist es umso 
wichtiger, Haltung zu zeigen. Der Verband Sonderpädagogik ruft alle Akteurinnen und 
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Akteure im Bildungswesen, in Politik, Wissenschaft und Gesellschaft auf, sich klar zu 
Menschenrechten, Vielfalt und Teilhabe zu bekennen. Wir stehen gemeinsam gegen 
Diskriminierung, Ausgrenzung und jede Form von Abwertung. Aus diesem Grund 
distanziert sich der vds von Organisationen und Parteien, die die Würde bestimmter 
menschlicher Gruppen für antastbar erklären und sich damit außerhalb der Grundlagen 
unseres Grundgesetzes stellen und die in Wort und Tat Überzeugungen zum Ausdruck 
bringen, die nicht mit den Werten unseres Verbands vereinbar sind. 
Demokratie braucht Zukunft. 
Nur durch konsequente inklusive Bildung kann eine Gesellschaft entstehen, die gerecht, 
solidarisch und zukunftsfähig ist. Inklusion ist kein Luxus – sie ist die Voraussetzung für 
ein friedliches und demokratisches Zusammenleben. Der Verband Sonderpädagogik e.V. 
bekräftigt daher: Wir werden uns weiterhin mit großem Nachdruck, großer Fachlichkeit und 
Leidenschaft für inklusive Bildung einsetzen – in Schulen, in Politik und in der öffentlichen 
Debatte. Denn: 
Demokratie braucht Inklusion – und Inklusion braucht uns alle. 
  
  

 
V.i.S.d.P.: 
Stefanie Höfer 
Mail: stefanie.hoefer@verband-sonderpaedagogik.de 
Mobil: +49 176 32880 961 
Verband Sonderpädagogik e.V. 
Hans-Sachs-Weg 18 
97082Würzburg 
Web: https://www.verband-sonderpaedagogik.de 

 

  

 
 

- 26 - 



 

Schule -und dann? Möglichkeiten nach der Schule für Jugendliche mit 
Behinderung – eine bundesweite Übersicht 
 
Die Bundesvereinigung Lebenshilfe e.V. hat eine bundesweite Übersicht über 
Möglichkeiten von beruflichen Hilfen für Jugendliche mit einer Behinderung erstellt. (3. 
Überarbeitete Auflage vom November 2025)  
Wir bringen hieraus Auszüge, welche – aus unserer Sicht – von besonderer Bedeutung 
sind: 
„Diese Übersicht stellt berufliche Möglichkeiten für junge Menschen mit Behinderung dar. 
Schüler*innen mit Beeinträchtigung, Eltern, Angehörige und Fachkräfte können sich mit 
Hilfe dieser Handreichung einen ersten Überblick zu verschiedenen Angeboten innerhalb 
der beruflichen Bildung verschaffen und sich weiterführend gezielt vor Ort informieren.“ 
 
„Reha – Beratung der Agentur für Arbeit 
Die Reha – Beratung der Agentur für Arbeit kooperiert mit Schulen, berät diese bei der 
Erstellung des schuleigenen Konzepts zur Berufsorientierung und führt individuelle 
Beratung für Jugendliche mit Behinderung durch.                                                                                                   
Bei der Agentur für Arbeit ist die Reha – Beratung zuständig für die berufliche 
Orientierung, Beratung, Vermittlung, Vorbereitung und Förderung von Schüler*innen und 
Schulabsolvent*innen mit Behinderung. Auch Lehrkräfte, Eltern und Angehörige können 
sich dort beraten lassen. … 
 
Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahme (BvB) 
Dieses Angebot der Agentur für Arbeit besteht für Jugendliche unter 25 Jahren, welche die 
allgemeine Schulpflicht erfüllt haben und noch nicht bereit für eine Berufsausbildung sind.        
Die BvB zählt zu den ausbildungsfördernden Leistungen. Sie soll junge Menschen in ihrer 
Berufswahl, bei der Aufnahme einer Erstausbildung oder bei der beruflichen 
Wiedereingliederung unterstützen. Ein BvB kann z.B. durch Fachdienste, 
Berufsbildungswerke, integrierte Berufsschulen erfolgen. Je nach Maßnahme liegt die 
Dauer der BvB in der Regel zwischen 10 und 18 Monaten. 
 
Berufsausbildung 
Eine Berufsausbildung kann dual in einem Betrieb, einer Berufsschule, in einem 
Berufsbildungswerk oder bei einem anerkannten Bildungsträger absolviert werden. Einige 
Ausbildungen werden an Berufsfachschulen angeboten. … . Eine Regelausbildung ist 
manchmal aufgrund einer Behinderung nicht oder noch nicht möglich. Ausbildungen 
werden in staatlich anerkannten Berufen angeboten. Zudem gibt es die Möglichkeit, eine 
sogenannte Ausbildung zum*zur Fachpraktiker*in (§ 66 BBiG/ § 42r HwO) zu absolvieren. 
Diese Ausbildung enthält weniger theoretische Anteile und es gelten unterstützende 
Ausbildungsregelungen. 
 
Unterstützte Beschäftigung (UB) 
Ziel der Unterstützten Beschäftigung (UB) nach § 55 SGB IX ist ein möglichst dauerhaftes 
sozialversicherungspflichtiges, betriebliches Arbeitsverhältnis, das den Interessen und 
Fähigkeiten der jeweiligen Person entspricht. Die UB ist für Menschen mit Behinderung 
geeignet, die auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt arbeiten möchten. Die UB besteht in der 
Regel aus zwei Bausteinen. Der erste Baustein ist die individuelle betriebliche 
Qualifizierung (InbeQ), welche in der Regel bis zu 24 Monaten dauert und bei Bedarf 
verlängert werden kann. Wenn im Anschluss ein sozialversicherungspflichtiges 
Beschäftigungsverhältnis erreicht wird, sind als zweiter Baustein nachfolgend weitere 
Unterstützungsmaßnahmen wie das Job – Coaching möglich. 
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Budget für Ausbildung 
Für Menschen mit Behinderung besteht die Möglichkeit, insbesondere als Alternative zum 
Arbeitsbereich der Werkstatt, ein Budget für Arbeit zu erhalten. Es soll Arbeitgeber*innen 
darin unterstützen, einem behinderten Menschen, der wegen Art oder Schwere der 
Behinderung ohne Unterstützung nicht auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tätig sein kann, 
einen Ausbildungsplatz anzubieten und eine reguläre Ausbildung zu ermöglichen. 
Voraussetzung für den Antrag der Leistung ist ein Ausbildungsangebot der Arbeitgeber*in. 
Bestandteile des Budgets für Ausbildung sind Geld für eine Assistenz am 
Ausbildungsplatz und in der Berufsschule sowie die Erstattung der Ausbildungsvergütung. 
Das Budget für Ausbildung kann auch für einzelne Teile der Ausbildung genutzt werden.  
 
Berufsbildungsbereich 
Der Berufsbildungsbereich (BBB) dauert in der Regel zwei Jahre und umfasst ein breites 
Angebot an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben: Neben arbeitspraktischen 
Tätigkeiten werden auch theoretische Inhalte sowie Kulturtechniken vermittelt. Auch 
Praktika im Arbeitsbereich (AB) für Werkstätten für behinderte Menschen, bei anderen 
Leistungsanbietern, bei Inklusionsunternehmen oder anderen Unternehmen des 
allgemeinen Arbeitsmarktes sind möglich. Ein anerkannter Berufsabschluss kann in der 
Regel im BBB nicht erlangt werden. … 
 
Budget für Arbeit 
Für Menschen mit Behinderung besteht die Möglichkeit, als Alternative insbesondere zum 
Arbeitsbereich der Werkstatt ein Budget für Arbeit zu erhalten. Es soll Arbeitgeber*innen 
darin unterstützen, ein Arbeitsverhältnis abzuschließen, obwohl der oder die 
Arbeitnehmer*in voll erwerbsgemindert ist. Voraussetzung für den Antrag der Leistung ist 
ein Arbeitsangebot der Arbeitgeber*in. Bestandteile des Budgets für Arbeit sind 
beispielsweise ein Lohnkostenzuschuss an die Arbeitgeber*in sowie Aufwendungen für 
die erforderliche Unterstützung und Begleitung der Person am Arbeitsplatz. Das Budget 
für Arbeit kann auch direkt nach der Schule eine gute Alternative für den Berufseinstieg 
sein, beispielsweise wenn in der Schulzeit Praktika absolviert werden und dann zur 
Einstellung im Praktikumsbetrieb ein Budget für Arbeit in Anspruch genommen wird. 
 
Gut zu Wissen! Das Persönliche Budget: 
Menschen mit Behinderung können auch über das Persönliche Budget Geld 
bekommen, um die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (z.B. eine Assistenz) 
selbst zu organisieren. Der Antrag wird dafür beim zuständigen 
Rehabilitationsträger gestellt. 
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Ausbildungsreport der DGB-Jugend mit Schwerpunkt: 
Zugangsvoraussetzungen und Hürden 
 
Ergänzend zu unseren Berichten in den vorausgegangenen „Sonderpädagogischen 
Mitteilungen“ über die Thematik „Berufliche Bildung bei Jugendlichen mit 
sonderpädagogischen Förderbedarf“ möchten wir nun das Thema aus der Sicht der DGB-
Jugend darstellen. Dies erfolgt, bei einer Auslese aus einer Fülle von Informationen, in 
kurzen Zusammenfassungen, auch durch Aneinanderreihen von Zitaten; sie sind 
entsprechend gekennzeichnet. 
 
Dies beginnt schon im Vorwort: 
 

- „Fast jeder fünfte junge Mensch ist ohne abgeschlossene Berufsausbildung, 
insgesamt sind es 2,9 Millionen in der Altersgruppe der 20- bis 34-jährigen. Die 
Ausbildungslosigkeit verharrt auf einem traurigen Höchststand“. 

 
- „Die Arbeitgeber klagen einerseits über einen zunehmenden Fachkräftemangel. 

Andererseits warten viele junge Menschen vergeblich darauf, eine Chance auf 
einen Ausbildungsplatz zu erhalten.“  

 
- „Nur noch 18,8 % der Betriebe bilden aus.“ 

 
- „Angesichts des Fachkräftemangels und zugleich Millionen junger Menschen ohne 

Berufsabschluss müssen wir in Deutschland runter von den hohen 
Zugangsvoraussetzungen für eine Ausbildung.“ 

 
Der DGB fordert unter anderem: 
 

- „den flächendeckenden Ausbau von Jugendberufsagenturen, in denen alle 
Angebote des Übergangs von der Schule in den Beruf sowie der Jugendhilfe unter 
einem Dach gebündelt werden.“ 

 
Interessant ist auch, dass vor allem Ausbildungsstellen mit niederen Mindesterwartungen 
an den Schulabschluss der Bewerber unbesetzt bleiben. Von den unbesetzten 
Ausbildungsstellen im Jahr 2024 fallen mehr als die Hälfte auf Stellen, für die ein 
Hauptschulabschluss nötig war. 
 
„Um die Passungsprobleme auf dem Ausbildungsmarkt in den Griff zu bekommen, bedarf 
es daher eines Umdenkens sowohl auf Seiten der jungen Menschen als auch der 
Ausbildungsbetriebe. Junge Menschen müssen bereits frühzeitig die Möglichkeit erhalten, 
unterschiedliche Berufsfelder kennenzulernen und sich in ihnen auszuprobieren, um dann, 
mit professioneller Begleitung, eine vorurteilsfreie, qualifizierte und erfahrungsbasierte 
Berufswahlentscheidung treffen zu können“ 
 
Eine bessere schulische Berufsorientierung: 
 
„Junge Menschen sollten sich bereits in allgemeinbildenden Schulen frühzeitig und 
interessenbezogen beruflich orientieren können. Berufsorientierung ist im Lehrplan zu 
verankern, ausreichend qualifiziertes Personal und einheitliche länderübergreifende 
Qualitätsstandards sind notwendig.“ 
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Das soziale Umfeld ist von entscheidender Bedeutung bei der Suche nach einem 
Ausbildungsplatz. Soziale Kontakte sind ein wichtiger Faktor bei der Suche nach einem 
Ausbildungsplatz. Auf die Frage, wer oder was geholfen hat, einen passenden 
Ausbildungsplatz zu finden, antworteten die Hälfte der Befragten: 
„Freunde und Familie“. Praktikum wird mit 27 % angegeben, die Arbeitsagentur mit 14,6 
%, die schulische Berufsorientierung mit 7,2 %. Leidtragende der häufig fehlenden 
Praxistauglichkeit berufsorientierender Angebote sind vor allem junge Menschen, die nicht 
von ihrer Familie unterstützt werden können. 
 
Interessant sind die Erwartungen, die Auszubildende an ihren Ausbildungsbetrieb haben. 
Dabei sind eine gute Erreichbarkeit des Betriebes und ein gutes Arbeitsklima besonders 
wichtig (59 % und 78 %). In der Wichtigkeit folgen die Arbeitszeit, die Höhe der 
Ausbildungsvergütung, gute Erreichbarkeit der Berufsschule, Aussicht auf Übernahme der 
Ausbildung. 

 
 
Statistischer Bericht über Förderzentren und Schulen für Kranke in 
Bayern - Schuljahr 2023/2024 
Schwerpunkt: Schulen für Kranke und Schulabgänger 
 

1. Der Statistische Bericht zu den Förderzentren und Schulen für Kranke beinhaltet: 
- die Absolventen und Abgänger 
- die Schulen, z. B. mit Ganztagesbetrieb 
- die Klassen, z. B. jahrgangsübergreifende Klassen 
- die Schüler der einzelnen Förderschwerpunkte und ausländische Schüler nach 

Staatszugehörigkeit 
- die Mobilen Sonderpädagogischen Dienste 
- die Lehrkräfte, z. B. Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigte Lehrer 
- die Schulen für Kranke, auch an Kliniken und Kurheimen 
- die Schulvorbereitenden Einrichtungen und die Mobilen Sonderpädagogischen 

Hilfen 
 

2. Absolventen und Abgänger aus Förderzentren mit erfüllter Volksschulpflicht: 
Insgesamt 4.372 Schüler; darunter 2.639 Schüler, 1.733 Schülerinnen. Aus den 
Förderzentrum mit dem Förderschwerpunkt geistige Entwicklung verließen 1.024 
Schüler die Schule, aus den Förderzentren mit dem Förderschwerpunkt Lernen 
2.140. Einen Abschluss im Bildungsgang des Förderschwerpunkts Lernen 
erreichten 1.661 Schüler, einen erfolgreichen Abschluss der Mittelschule erreichten 
1.208, den qualifizierenden Abschluss der Mittelschule 235 Schüler. 
An Grundschulen und Mittelschulen wurden im Schuljahr 2023/2024 insgesamt 
3.299 Schüler überwiesen, darunter 1.798 aus den Schulen mit dem 
Förderschwerpunkt Lernen. 
Schulen für Kranke und Einrichtungen für Kranke an Kliniken und Kurheimen im 
Schuljahr 2023/2024 gibt es in Bayern insgesamt 280 mit 2.534 Schülern und einer 
durchschnittlichen Klassen- bzw. Gruppenstärke von 8,9. Interessant ist auch die 
Verteilung:  
In Oberbayern gibt es z. B. 129 Klassen, in Niederbayern 18, in der Oberpfalz 15. 
Das Alter der Kinder, die in Gruppen für Kranke unterrichtet werden, reicht von 9 
Jahren bis 19 Jahren und darüber. 
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3. Schulvorbereitende Einrichtungen 

Schulvorbereitende Einrichtungen sind Bestandteile der Förderzentren. Sie dienen 
der Förderung noch nicht schulpflichtiger Kinder mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf, die zur Entwicklung auch im Hinblick auf die Schulfähigkeit 
sonderpädagogischer Anleitung und Unterstützung bedürfen, sofern sie die 
notwendige Förderung nicht z. B. im Kindergarten erhalten. Am 01. Oktober 2023 
gab es in Bayern 986 SVEs. Diese werden von 924 Heilpädagogischen 
Unterrichtshilfen oder Heilpädagogischen Förderlehrer*inne und 39 Studienräten im 
Förderschuldienst unterrichtet bzw. betreut. Dafür werden insgesamt fast 20.000 
Unterrichtsstunden aufgewendet. 
 
Die Sonderpädagogischen Hilfen unterstützen die Arbeit in den SVEs, vor allem 
aber an weiteren Einrichtungen der vorschulischen Förderung, v.a. an 
Kindergärten. Insgesamt werden pro Woche über 10.000 Stunden aufgewendet, 
davon 3.827 Stunden in den Frühförderstellen. Primär werden dadurch Kinder mit 
körperlicher und motorischer Entwicklungsverzögerung oder sonstiger 
Entwicklungsverzögerung betreut. 
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